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Stand: 01.07.2026 (konsolidierte Textfassung, kein amtliches Inkrafttretensdatum)

(1) § 107 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen in Verbindung mit Artikel 346 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union ist mit der Maßgabe anzuwenden, dass

1. Beschaffungen zum Erreichen der europäischen Verteidigungsbereitschaft oder der des
nordatlantischen Bündnisses die wesentlichen Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland
grundsätzlich berühren,

2. Versorgungssicherheit durch die Erzeugung von Waffen, Munition und Kriegsmaterial einschließlich
der Schaffung der erforderlichen Infrastruktur und Produktionskapazitäten

a) auf dem Bundesgebiet in der Regel ein wesentliches Sicherheitsinteresse der Bundesrepublik
Deutschland ist und

b) auf dem Gebiet der Europäischen Union oder des nordatlantischen Bündnisses ein wesentliches
Sicherheitsinteresse der Bundesrepublik Deutschland sein kann,

3. wesentliche Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland auch berührt sein können,
wenn die gemeinsame Durchführung eines öffentlichen Auftrags wesentliche Sicherheitsinteressen
eines anderen beteiligten Mitgliedstaates, der Europäischen Union oder einer Vertragspartei des
nordatlantischen Bündnisses betrifft,

4. wesentliche Sicherheitsinteressen der Bundesrepublik Deutschland insbesondere berührt sein
können, wenn der öffentliche Auftrag verteidigungsindustrielle Schlüsseltechnologien auf dem
Bundesgebiet betrifft oder auf sonstige Weise zur Stärkung der technologischen Souveränität im
Bereich der Sicherheits- und Verteidigungsindustrie auf dem Bundesgebiet beiträgt.

(2) § 107 Absatz 2 Satz 3 Nummer 2 Buchstabe a des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist
überdies mit der Maßgabe anzuwenden, dass wesentliche Sicherheitsinteressen im Sinne des Artikels
346 Absatz 1 Buchstabe a des Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union auch berührt
sein können, wenn der öffentliche Auftrag Leistungen für die Bundeswehr betrifft.

(3) Der Vierte Teil des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen ist in den von Artikel 347 des
Vertrages über die Arbeitsweise der Europäischen Union benannten Ausnahmesituationen nicht
anzuwenden.

(4) § 107 Absatz 2 des Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschränkungen bleibt im Übrigen unberührt.
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